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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Nationalrat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte wéhrend der Sondersession im April 2016
eine parlamentarische Initiative ein, mit der er im Gesetz eine klare Unterscheidung
zwischen Prozessanwaéltinnen und -anwalten einerseits und Geschéaftsanwaltinnen
und -anwalten andererseits verlangte. Niemand solle beide Tatigkeiten gemeinsam
austuben durfen und nur Prozessanwaélte sollten durch das Berufsgeheimnis geschutzt
werden. Laut Sommaruga hatten die Panama Papers gezeigt, dass es die doppelte
Funktion als Prozess- und Geschéaftsanwalt oder -anwaéltin leicht mache, sich auf das
Berufsgeheimnis zu berufen, um vor Straf-, Zivil- oder Verwaltungsbehdérden nicht tber
Sachverhalte aussagen zu mussen. Bei ihrer Vorprifung kam die RK-NR zum Schluss,
dass das Anliegen zu vage und nur schwer bzw. gar nicht umsetzbar sei, da in der
Schweiz die meisten Anwaltinnen und Anwalte gleichzeitig eine
Rechtsberatungstatigkeit und eine Rechtsvertretungsfunktion austbten. Sie beantragte
ihrem Rat deshalb, der Initiative keine Folge zu geben. Die grosse Kammer folgte diesem
Antrag und sprach sich mit 137 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung gegen die Initiative
aus.'

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

Erst 2010 hatte das Parlament im Rahmen der Revision des
Strafbehdrdenorganisationsgesetzes beschlossen, dass die Bundesanwaltschaft ein
Justizorgan darstelle, das von der Exekutive unabhangig sein musse. Deshalb bestimmt
seither die Legislative nicht nur den Bundesanwalt, sondern auch das Aufsichtsgremium
der Bundesanwaltschaft (AB-BA). Dies sei ein Fehlschlag gewesen, argumentierte Alfred
Heer (svp, ZH) bei der Erlduterung seiner parlamentarischen Initiative, die verlangte,
dass die Bundesanwaltschaft wieder dem EJPD unterstellt und der Verwaltung
angegliedert werde. Strafverfolgung sei keine judikative, sondern eine exekutive
Aufgabe. Als unabhangiger Akteur koénne die Bundesanwaltschaft nicht Gber die
Bundespolizei verfigen und werde durch die AB-BA auch nur unzureichend
kontrolliert.

In ihrer Medienmitteilung machte die RK-NR deutlich, dass sie diese Auffassung nicht
teile. Die Bundesanwaltschaft musse von der Regierung getrennt bleiben. Ihre
Unabhéngigkeit musse im Gegenteil noch gestarkt werden, weshalb die Kommission
einer parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE; Pa.lv. 16.487) Folge gab, die den
Ausbau der Leitung der Bundesanwaltschaft von einer auf drei Personen forderte. ?

Nachdem die RK-NR der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Ausbau
der Leitung der Bundesanwaltschaft noch mit 15 zu 8 Stimmen Folge gegeben hatte,
lehnte ihre Schwesterkommission diese Idee einstimmig (mit 12 zu O Stimmen bei einer
Enthaltung) ab. Eine solche Anderung sei nicht gerechtfertigt, gab die RK-SR zu
Protokoll.  Der Genfer SP-Nationalrat wollte mit seinem Vorstoss die
Bundesanwaltschaft stérken. Die heutige Situation mit nur einer Person an deren Spitze
sei deshalb problematisch, weil die Kritik an dieser Person - unabhangig ob sie sachlich
berechtigt sei oder nicht - jeweils die Bundesanwaltschaft als Ganzes treffe. Wenn
hingegen ein Kollegium leitend wéare - Sommaruga schlug ein Dreiergremium mit
alternierendem Vorsitz vor - so wirde bei kritischem Gegenwind nicht gleich das ganze
Gremium in Frage gestellt werden. Das sei ahnlich wie beim Bundesrat: Auch dort
wirde nicht gleich die gesamte Regierung hinterfragt, wenn ein Mitglied aufgrund eines
Dossiers oder einer Aussage in die Kritik gerate. Nach der Absage der RK-SR wird das
Geschaft nun ins Parlament kommen. 3

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE Nach dem deutlichen Nein ihrer Schwesterkommission beschloss die RK-NR auf ihren

m;UcMédqu;Aim Beschluss, der parlamentarischen Initiative von Carlo Sommaruga (sp, GE) Folge zu
geben, zurickzukommen. Der Genfer SP-Vertreter hatte bereits nach dem Verdikt der
standeratlichen Kommission angeklindigt, auf seine Idee flr einen Ausbau der Leitung
der Bundesanwaltschaft zu verzichten, was er in der Folge durch das Zurlckziehen
seiner Initiative in die Tat umsetzte. *

1) AB NR, 2018, S. 234 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 31.10.17; Pa.lv. 16.433
2) Medienmitteilung RK-NR vom 23.2.18
3) Medienmitteilung RK-SR vom 26.3.18
4) Medienmitteilung RK-NR vom 16.11.18
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